
Pressemitteilung von Kohleausstieg Berlin 
Wer zahlt für die Sulfatwelle?

Am 1. Februar findet der sogenannte Sulfatgipfel statt. Dort diskutieren VertreterInnen des Berliner 
Senats und der Brandenburger Landesregierung sowie des Bergbaukonzerns LEAG, der 
Verwaltungsgesellschaft LMBV und der Wasserbetriebe aus Berlin und Frankfurt/Oder die 
Ergebnisse des Sulfatprognosemodells. Zu dessen Inhalten, die seit Dezember 2017 öffentlich sind, 
erklärt Oliver Powalla (Sprecher von Kohleausstieg Berlin):

„Die Kohleverschmutzung der Spree stellt ein anhaltendes Risiko für das Berliner Trinkwasser dar. 
In keinem einzigen Monat werden die geltenden Emissionsrichtwerte für Sulfat eingehalten. Im 
Extremfall werden die Sulfatwerte mit prognostizierten 316 mg/L sogar über den bisherigen 
Messungen liegen. Die Sulfatprognose bezeugt das völlige Versagen des Gewässerschutzes in 
Berlin und Brandenburg, die zuständigen Behörden haben vor den Profitinteressen des 
Braunkohlekonzerns LEAG kapituliert. Der Senat sollte die richtigen Schlüsse aus der 
Sulfatprognose ziehen. Er darf nicht zulassen, dass die Emissionsrichtwerte durch die 
Brandenburger Landesregierung nun erhöht werden. Wer die Verschmutzung der Spree kaschiert, 
anstatt sie zu beheben, nimmt jeglichen Druck von der LEAG Sulfateinträge zukünftig zu 
reduzieren oder besser noch zu vermeiden.“

Wie real das Sulfatrisiko für das Trinkwasser ist, zeigt die jüngste Entscheidung  der Frankfurter 
Wasserwerke. Nachdem die Sulfatkonzentration im Jahr 2017 fast den Grenzwert von 250 mg/L 
überstieg, hat die Geschäftsführer der Wasserwerke die Reißleine gezogen. Mit der Reaktivierung 
des Wasserwerks Müllrose wird Frankfurt in Zukunft unabhängiger von der Uferfiltration von 
Spreewasser. Da sich die LMBV jedoch weigert, als Verursacher eine Entschädigung zu zahlen, 
droht den FrankfurterInnen eine Erhöhung ihrer Wasserrechnung um 20 Prozent: 

„Die dramatische Entwicklung in Frankfurt sollte den Berliner Senat vorwarnen. Für das 
Wasserwerk Friedrichshagen, das ein Drittel der Berliner Haushalte versorgt, gibt es keinen Ersatz. 
Sollte der Sulfatgrenzwert in Berlin überschritten werden, dürften die Kosten deutlich höher als in 
Frankfurt liegen. Es ist dringend an der Zeit, den angekündigten Vertrag über die Kostenübernahme
mit Brandenburg und Sachsen auszuhandeln. Die Kosten müssen von der LEAG, dem eigentlichen 
Verursacher der Wasserverschmutzung, getragen werden. In Sachsen werden erstmals 
Sicherheitsleistungen von der LEAG verlangt. Der Senat muss gegenüber Brandenburg auf eine 
ähnliche Lösung drängen, die auch die ursprünglich von Vattenfall gezahlten Sanierungsgelder in 
Höhe von 1,7 Milliarden Euro einbezieht.“
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